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Sitzungsniederschrift des Haupt- und Finanzausschusses   

 
Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Heiner Wehmeier als Ausschussvorsitzender 
Frank Döhne 
Niklas Eckermanns 
Andrea Löschner 
Heike Meinhardt 
Maria Luise Niemetz 
Dorothe Römer 
Manfred von Reetnitz 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
- 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich (ab TOP-Nr. 4) 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlen: 
Karl-Erwin Franz 
Henning Hillebrand 
 

 
1. 
 
 

2. 
 
 
 

3. 
 
 

4. 
 
 
 
 

5. 
 
 

6. 
 

 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
Vorlage des Jahresabschlusses und des Prü-
fungsberichts für das Haushalts- und Rechnungs-
jahr 2014 
 
Neufassung der Jugendordnung der Jugendfeu-
erwehren der Stadt Bad Karlshafen 
 
Antrag der AfD-Fraktion Bad Karlshafen – Ver-
pflichtende Berichterstattung durch einen Beauf-
tragten der am Schleusenbau beteiligten Ingeni-
eurbüros 
 
Teilnahme der Stadt Bad Karlshafen am Ent-
schuldungsprogramm „Hessenkasse“ 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Die Ausschussmitglieder sind am 09.04.2018 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- u. Festraum des Alten Rathauses Hel-
marshausen stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 11 bis Nr. 17 und 9 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 20:50 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Wehmeier  gez. Ruf  

 Ausschussvorsitzender  Schriftführer  
 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 17.04.2018 Protokollseite: 12 
  
Az.: 001 - 15 Bad Karlshafen, 18.04.2018 
Hauptamt 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Der Ausschussvorsitzende Heiner Wehmeier eröffnete die Sitzung des Haupt- und Finanzaus-
schusses und begrüßte die Anwesenden.  

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt.  

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 23.01.2018 wurde in einem geschützten Bereich 
auf der städtischen Internetseite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind 
nach den Vorgaben der Geschäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen 
erhoben, gilt das Protokoll als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 23.01.2018 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 17.04.2017 Protokollseite: 13 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 916.57 Bad Karlshafen, 13.03.2018 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Vorlage des Jahresabschlusses und des Prüfungsberichts für das Haus- 

halts- und Rechnungsjahr 2014 
 
Sachverhalt: 

Der Magistrat hat den Jahresabschluss inkl. der dazu gehörenden Anlagen (Anlage 1) für das 
Haushalts- und Rechnungsjahr 2014 aufgestellt. Der Abschluss hat der Stadtverordnetenver-
sammlung am 14.03.2017 zur Kenntnisnahme vorgelegen.  

Die im Jahresabschluss 2014 enthaltene Schlussbilanz weist eine Bilanzsumme von 
47.886.502,48 Euro aus. Lt. der Ergebnisrechnung wurde das Rechnungsjahr mit einem Ver-
lust in Höhe von 3.637.044,13 Euro abgeschlossen. Der Bestand an  
Finanzmitteln lag entsprechend der Finanzrechnung zum 31.12.2014 bei  
-12.316.885,45 Euro. 

Der Revision des Landkreises Kassel wurde der Abschluss zur Prüfung eingereicht. Mit 
Schreiben vom 12.02.2018 hat die Revision nunmehr den Bericht über die Prüfung des Jah-
resabschlusses zum 31. Dezember 2014 und des Rechenschaftsberichtes für das Haushalts-
jahr 2014 (Anlage 2) vorgelegt. Die Prüfung hat, lt. dem im Schlussbericht enthaltenen Be-
stätigungsvermerk, zu keinen Einwendungen geführt. 

Gem. § 112 Abs. 9 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) stellt der Magistrat den Jahres-
abschluss auf. Nach Prüfung des Abschlusses durch das Rechnungsprüfungsamt ist der Ab-
schluss und der Schlussbericht der Revision der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung 
und Beschlussfassung vorzulegen (HGO § 113). Zugleich ist über eine Entlastung des Magist-
rats zu entscheiden (HGO § 114). 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden Be-
schluss zu fassen: 

Der geprüfte Jahresabschluss 2014 und der vorgelegte Bericht der Revision des Landkreises 
Kassel über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2014 und des Rechen-
schaftsberichtes für das Haushaltsjahr 2014 werden zur Kenntnis genommen.  

Der genannte Prüfungsbericht mit Datum vom 09.02.2018 hat, lt. dem im Bericht enthalte-
nen Bestätigungsvermerk, zu keinen Einwendungen geführt.  

Der Jahresabschluss 2014 wird gemäß § 113 HGO beschlossen. Zugleich wird dem Magistrat 
nach den Vorgaben des § 114 HGO für das Haushaltsjahr 2014 Entlastung erteilt. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 



 
 
Abstimmungsergebnis: 

 
dafür:    5                                  dagegen:     -                          enthalten:      3  
 



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 17.04.2018 Protokollseite: 14 
 ___________________________________________________________________________  
Az.:  Bad Karlshafen, 04.04.2018 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Neufassung der Jugendordnung der Jugendfeuerwehren der Stadt  

Bad Karlshafen 
 
Sachverhalt: 

Die aktuelle Jugendordnung der Jugendfeuerwehren der Stadt Bad Karlshafen wurde im Jahr 
1993 beschlossen.  
Nunmehr wurde die Jugendordnung an die aktuelle Rechtslage und an die aktuellen Gege-
benheiten angepasst.  
 
Der Entwurf der Jugendordnung wurde in Abstimmung zwischen Verwaltung und den Mit-
gliedern des Wehrführerausschusses der Freiwilligen Feuerwehr Bad Karlshafen erarbeitet 
und abgestimmt. 
 
Der Entwurf ist der Vorlage beigefügt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden Be-
schluss zu fassen: 

Die Jugendordnung der Jugendfeuerwehren der Stadt Bad Karlshafen wird in der vorliegen-
den Form (Anlage) beschlossen. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

 
dafür:     8                                 dagegen:     -                          enthalten:     -   
 



( 

17. Antrag AfD-Fraktion -18-1 

 

AfD-Fraktion Bad KarlshafenoFriedrich-Ebert-Str. 14034385 Bad Karlshafen 

Stadt Bad Karlshafen 
Hafenplatz 8 
34385 Bad Karlshafen 
z. Hd. Herrn Stadtverordnetenvorsteher 

Mittwoch, den 10.01.2018 

18-1/17. Antrag der AfD-Fraktion Bad Karlshafen - Verpflichtende Berichterstattung 
durch einen Beauftragten der am Schleusenbau beteiligten Ingenieurbüros zur Behandlung 
in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 30.01.2017 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die AfD stellt folgenden Antrag: 

Geänderter Beschlussvorschlag: (17.04.2018 HuF) 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 

"Die Stadtverwaltung wird beauftragt, in jede Sitzung der Stadtverordneten einen 
Beauftragten der am Schleusenbau beteiligten Ingenieurbüros einzuladen. Der Beauftragte 
ist durch die Ingenieurbüros zu bestimmen und soll über den aktuellen Baustand, 
Planungsstand, mögliche Problemstellungen und Zeit- sowie Budgetplanung berichten. (z.B. 

L Bauleiter) Hierfür wird bei jeder Sitzung ein separater Tagesordnungspunkt bereitgestellt." 

Sollt e Dies aus finanziellen oder/ und anderen Gründen nicht möglich sein, so wird 
stattdessen der Bürgermeister als Mitglied der "Steuerungsrunde zur Wiederanbindung des 
historischen Hafens an die Weser" und in Vert retung der Steuerungsrunde in jeder Sitzung 
wäh rend eines dazu separaten Tagesordnungspunkt die Aufgabe der Berichterstattung 
übernehmen und eventuellen Fragen zu diesem Thema zur Verfügung st ehen. 

Begründung: 

Das Jahr 2018 ist eins der wohl bautechnisch ereignisreichsten in der Stadtgeschichte von Bad 
Karlshafen. Eine große Herausforderung wird die geplante Fertigstellung der neuen 
Hafenschleuse sein. Die Stadtverordneten haben sich bereits 2017 auf Wunsch aller Fraktionen 
darauf geeinigt, regelmäßig über die aktuellen Kosten informiert zu werden. Diese sehr sinnvolle 
Entscheidung würden wir gerne zum Anlass nehmen, in diesem Jahr den Informationsfluss 
weiter zu verbessern. 

1 

sbkh1006
Textfeld
TOP-Nr. 4b                                    Sitzung am 17.04.2018                      Protokollseite: 15
                              Sitzungsvorlage für den Haupt- und Finanzausschuss
                         (geänderter Beschlussvorschlag wurde in der Sitzung vorgelegt!)




17. Antrag AfD-Fraktion -18-1 Mittwoch, den 10.01.2018 

Ein Beauftragter der Ingenieurbüros soll regelmäßig in den Stadtverordnetensitzungen über den 
Planungs- und Entwicklungsstand informieren. So ist gewährleistet, dass weiterhin alles Kosten 
und Herausforderungen im Blick bleiben und falls nötig, durch die Stadtverordneten 
eingeschritten werden kann. 

Mit den derzeit hochwasserbedingten Unterbrechungen konnte gerechnet werden. Inwiefern sie 
den Bau beeinflussen ist den Stadtverordneten nicht bekannt. Ebenso ist die AfD-Fraktion der 
Auffassung, dass eine 115-monatige" Sperrung des Hafendamms (häufig falsch zitiert als "Brücke") 
nicht nötig sein muss. Die 2015, 2016 und 2017 angekündigte "kurzzeitige Sperrungll sollte auch 
weiterhin verfolgt werden. Auch hier ist es von Vorteil, regelmäßig mit einer fachkundigen 
Person in Kontakt zu sein. 

Weitere Begründungen erfolgen mündlich. 

Mit alternativen Grüßen 

Florian Kohlweg 

Stellvertretender Landessprecher 
Vorstands- und Fraktionsvorsitzender 
Stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher 
Alternative für Deutschland 
Hessen & Landkreis Kassel 
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Textfeld
Beschluss:
Der Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/-
Abstimmungsergebnis:
dafür:     1                                 dagegen:      7                         enthalten:     -
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TOP-Nr. 5 Sitzung am: 17.04.2018 Protokollseite: 16 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 923.62 Bad Karlshafen, 09.04.2018 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.:  Teilnahme der Stadt Bad Karlshafen am Entschuldungsprogramm  

„Hessenkasse“ 

Sachverhalt: 

Das Hessische Ministerium der Finanzen (HMdF) und das Hessische Ministerium des Inneren 
und für Sport (HMdIS) haben im Juli 2017 ein Programm zur Entschuldung der hessischen 
Kommunen von Kassenkrediten und zur Förderung kommunaler Investitionen angekündigt. 
Über die sog. "Hessenkasse" soll der Kassenkreditbestand der hessischen Gemeinden, Städte 
und Landkreise von rund 6,3 Mrd. Euro zum Stichtag 30.03.2018 nachhaltig zurückgeführt 
werden. Rund jeweils die Hälfte des Kassenkreditbestandes zum vorgenannten Stichtag ent-
fallen auf die Landkreise (3,1 Mrd. Euro) und die Gemeinden (3,2 Mrd. Euro). Die Kassen-
kreditentschuldung wird flankiert von einem Investitionsprogramm mit einem Volumen von 
500 Mio. Euro für "finanz- oder strukturschwache" Kommunen ohne (hohe) Kassenkreditver-
schuldung. Die Teilnahme an der Hessenkasse ist freiwillig. 

Im Rahmen der Hessenkasse können grundsätzlich nur Kassenkredite aus dem Kernhaushalt 
der Kommune abgelöst werden. Der Ablösebetrag wird um die Summe der über den Kassen-
kredit vorfinanzierten Investitionen, der stichtagsbezogenen Forderungen gegen juristische 
Personen des öffentlichen Rechts und evtl. vorhandene kurzfristig verfügbare Guthaben auf 
anderen Konten bzw. Kapitalanlagen bereinigt. 

Die Tilgung der über die Hessenkasse abgelösten Kassenkredite soll ab dem Jahr 2019 je zur 
Hälfte durch die Kommune und das Land erfolgen. Der jährliche kommunale Eigenanteil an 
der Tilgung beträgt 25 Euro je Einwohner. Ausgehend von 3.718 Einwohnern zum Stichtag 
31.12.2015 würde die jährliche Belastung für den Haushalt der Stadt Bad Karlshafen somit 
annähernd 93.000 Euro betragen. Das Land übernimmt den gleichen Betrag und trägt zu-
sätzlich die Zinslast. 

In einem Erörterungstermin am 22.11.2017 in den Räumlichkeiten des HMdF in Wiesbaden 
wurde gemeinsam mit Vertretern der beteiligten Ministerien und der Wirtschafts- und Infra-
strukturbank Hessen (WIBank) ein vorläufiger Ablösebetrag zum Stichtag 01.07.2018 in Höhe 
von 18 Mio. Euro ermittelt (Anlage 1). Innerhalb des maximal 30jährigen Tilgungszeitraums 
würden die Stadt und das Land Hessen somit jeweils ~ 2,8 Mio. Euro tilgen. Die danach ver-
bleibende Restschuld (~ 12,4 Mio. Euro) würde das Land Hessen zur alleinigen Tilgung über-
nehmen. Eine Teilnahme der Stadt Bad Karlshafen am flankierenden Investitionsprogramm 
kommt aufgrund der hohen Kassenkreditverschuldung im Übrigen nicht infrage. 

Hinsichtlich der gesetzgeberischen Grundlage für die Hessenkasse haben die Regierungsfrak-
tionen am 31.01.2018 einen Entwurf für ein Artikelgesetz in den Landtag eingebracht. Das 
Gesetz zur Sicherstellung der finanziellen Leistungsfähigkeit der hessischen Kommunen bei 
liquiditätswirksamen Vorgängen und zur Förderung von Investitionen (HessenkasseG, siehe 
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Anlage 2) beinhaltet im Wesentlichen die nachstehend genannten Rechtsvorschriften bzw.  
-änderungen: 

• Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens "Hessenkasse", 

 Gesetz zur Ablösung von kommunalen Kassenkrediten und zur Förderung kommunaler 
und kommunalersetzender Investitionen mittels des Sondervermögens "Hessenkasse" 
(Hessenkassegesetz), 

 Gesetz zur Erhebung einer Umlage zur Finanzierung des Sondervermögens "Hessen-
kasse" (Hessenkasseumlagegesetz), 

• Änderungen der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) und der Gemeindehaushalts-
verordnung (GemHVO). 

Die Beschlussfassung des Landtags über das o.g. Artikelgesetz ist zum Zeitpunkt der Erstel-
lung dieser Vorlage noch nicht erfolgt. 

Voraussetzung für die Kassenkreditentschuldung über die Hessenkasse ist eine Antragsstel-
lung in schriftlicher und elektronischer Form beim HMdF bis zum 30.04.2018 (§ 2 Abs. 1 
Hessenkassegesetz). Bei dem vorgenannten Termin handelt es sich um eine Ausschlussfrist. 
Ein hierfür vorgesehener Musterbeschluss liegt dieser Vorlage bei (Anlage 3a). Außerdem die 
hierzu für die Stadt Bad Karlshafen abgesprochenen Anpassungen (Anlage 3b). Nach der Be-
gründung zu § 2 Hessenkassegesetz ist für die Antragsstellung ein Beschluss der Vertre-
tungskörperschaft erforderlich. 

Nach dem vorliegenden Gesetzesentwurf wird von den teilnehmenden Kommunen für die 
Bewilligung der Entschuldungshilfen darüber hinaus erwartet, dass sie sich per Mehrheitsbe-
schluss der Vertretungskörperschaft dazu verpflichten, 

 den Ergebnis- und Finanzhaushalt in Planung und Rechnung ab dem Jahr 2019 nach § 
92 Abs. 4 bis 6 HGO (in der durch das o.g. Artikelgesetz geänderten Fassung; siehe 
unten) auszugleichen (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Hessenkassegesetz), 

 die Vorgaben zu den Liquiditätskrediten nach § 105 HGO (in der durch das o.g. Arti-
kelgesetz geänderten Fassung; siehe unten) zu beachten (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Hessen-
kassegesetz),  

 den jährlichen Eigenanteil zur Hessenkasse in Höhe von 25 Euro je Einwohner zu leis-
ten (§ 2 Abs. 3 Satz 1 Hessenkassegesetz). 

Dem HMdF müssen bis zum 31.05.2018 beglaubigte Abschriften der Beschlüsse über die Ab-
gabe der o.g. Verpflichtungserklärungen vorgelegt werden (§ 2 Abs. 2 Hessenkassegesetz). 
Darüber hinaus muss eine Ablösungsvereinbarung mit der WIBank getroffen werden, in der 
insbesondere die zur Ablösung vorgesehenen Kassenkredite aufgeführt sowie die Ablösungs-
zeitpunkte und die Ablösungsmodalitäten geregelt sind (§ 3 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 Nr. 2 Hes-
senkassegesetz). 

Nach Antragsstellung und Vorlage der o.g. Verpflichtungserklärungen setzt das HMdF den 
Höchstbetrag der Kassenkreditentschuldung im Einvernehmen mit dem HMdIS fest (§ 2 Abs. 
2 Hessenkassegesetz). Die Ablösung der Kassenkredite kann erst vorgenommen werden, 
wenn die Bestandskraft der vorgenannten Festsetzung eingetreten ist (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 Hes-
senkassegesetz). 
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Wie eingangs bereits erwähnt, können im Rahmen der Hessenkasse grundsätzlich nur Kas-
senkredite aus dem Kernhaushalt der Kommune abgelöst werden (§ 1 Satz 1 Hessenkasse-
gesetz). Mit Blick auf die Stadt Bad Karlshafen kommen somit drei bestehende Kassenkredite 
zur Ablösung in Frage: 

• Festverzinslicher Kassenkredit über 13 Mio. Euro bei der DKB mit einer Zinsbindungs-
frist bis zum 23.08.2018 (Zinssatz: 0,01 %), 

• variabel verzinster Kontokorrentkredit bei der Kasseler Sparkasse in Höhe von max. 
1,0 Mio. Euro, Zinsanpassung je Quartal (derzeitiger Zinssatz: 0,5 %), 

• variabel verzinster Kontokorrentkredit bei der Kasseler Bank in Höhe von max. 3,5 Mio. 
Euro, Zinsbindung bis 30.09.2018 (derzeitiger Zinssatz: 0,5 %). 

Der Saldenstand dieser Kredite ändert sich banktäglich in Abhängigkeit von den jeweiligen 
Kontobewegungen (Aus- und Einzahlungen) und unterliegt in der Folge unterjährig starken 
Schwankungen. Zum Stichtag 31.12.2017 lag der Saldo der Kontokorrentkredite bei  
-16.363.095,63 Euro. 

Der Zeitpunkt für die Ablösung der Kassenkredite oder einen Schuldnerwechsel (hier: Eintre-
ten der WIBank anstelle der Kommune in den Kreditvertrag) muss·zwischen dem 16.07. und 
dem 17.12.2018 liegen (§ 3 Abs. 2 Nr. 3 Hessenkassegesetz). Durch die vorgenommenen 
Anpassungen der Kreditverträge sollte eine Ablösung problemlos möglich sein. 

Der Ablösebetrag richtet sich nach den derzeitigen Erkenntnissen nach dem Kassenkreditbe-
stand zum Stichtag 30.06.2018. Der Kassenkreditbestand muss um die Summe der über den 
Kassenkredit vorfinanzierten Investitionen, der stichtagsbezogenen Forderungen gegen juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts und evtl. vorhandene, kurzfristig verfügbare Gutha-
ben auf anderen Konten bzw. Kapitalanlagen bereinigt werden (§ 1 Satz 2 Hessenkassege-
setz). 

Da die entsprechende Antragsstellung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Hessenkassegesetz bereits bis 
zum 30.04.2018 zu erfolgen hat, muss der Stand des o.g. Kontokorrentkredits zum Stichtag 
30.06.2018 prognostiziert werden. Vor diesem Hintergrund soll dem Antrag auf Kassenkredi-
tentschuldung nach § 2 Abs. 1 Satz 4 Hessenkassegesetz eine Liquiditätsplanung für das 
Haushaltsjahr 2018 und geeignete Unterlagen zum Nachweis der tatsächlichen Höhe und 
Verwendung von Kassenkrediten im Haushaltsvollzug 2018 beigefügt werden. 

Die nicht ablösefähigen Bestandteile des Kontokorrentkredits gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 Hes-
senkassegesetz (Summe der über den Kassenkredit vorfinanzierten Investitionen, stichtags-
bezogene Forderungen gegen juristische Personen des öffentlichen Rechts und Guthaben auf 
anderen Geschäftskonten) müssen für die Antragsstellung ebenfalls vorauskalkuliert werden. 

Gemäß § 14 Hessenkassegesetz sollen die zuständigen Rechnungsprüfungsämter den Kas-
senkreditbestand der Kommunen, die eine Kassenkreditentschuldung oder eine Investitions-
förderung nach dem Hessenkassegesetz beantragt haben, zum Stichtag 30.06.2018 (auf An-
trag auch später) mit Blick auf „Höhe und Verwendung der Kassenkredite sowie deren Not-
wendigkeit zur Sicherstellung der Liquidität der Kommune" prüfen und das Ergebnis dem 
HMdF innerhalb eines Monats nach Abschluss der Prüfung vorlegen. Nach der Gesetzesbe-
gründung soll eine "umfassende Kassenprüfung unter Feststellung der Kassenkreditbestände 
nach den Kategorien und Vorgaben der Hessenkasse" (vgl. § 1 Abs. 1 Hessenkassegesetz) 
vorgenommen werden. 
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Nach § 3 Abs. 3 Hessenkassegesetz sollen die Kommunen in Kooperation mit der WIBank 
sicherstellen und gegenüber dem HMdF nachweisen, dass infolge der Kassenkreditentschul-
dung keine Forderung gegenüber dem Gläubigerkreditinstitut entstanden ist, also die Höhe 
der Entschuldungshilfen nicht infolge einer unzutreffenden Prognose der o.g. Größen zu hoch 
ausgefallen ist. Sofern die Prognose und in der Folge die Kassenkreditentschuldung zu nied-
rig ausfallen, geht dies im Übrigen zu Lasten der Kommune(?).  

Nach den derzeitigen Erkenntnissen wird die neuerliche Prognose des über die Hessenkasse 
ablösefähigen Kassenkreditbestands den am 22.11.2017 gemeinsam mit Vertretern der betei-
ligten Ministerien und der WIBank ermittelten vorläufigen Ablösebetrag in Höhe von 18 Mio. 
Euro voraussichtlich unterschreiten. 

Wie bereits erwähnt, wird von den Kommunen für die Tilgung der über die Hessenkasse ab-
gelösten Kassenkredite ein jährlicher Eigenanteil von 25 Euro je Einwohner erwartet (§ 2 
Abs. 3 Satz 1 Hessenkassegesetz). In § 2 Abs. 3 Satz 1 Hessenkassegesetz heißt es weiter, 
dass das HMdF bei unveränderter Höhe des Gesamtbeitrags in einzelnen Jahren einen abwei-
chenden Jahresbeitrag zulassen kann. Damit wurde dem Wunsch vieler Kommunen nach ei-
ner, so die Gesetzesbegründung, Flexibilisierung der Beitragshöhe für den Fall einer günsti-
gen Finanzsituation und bei temporären finanziellen Engpässen nachgekommen. Es sind so-
mit sowohl Ratenpausen als auch Sondertilgungen (auch für mehrere Jahresraten) möglich. 
Die Einräumung von Ratenpausen bzw. Sondertilgungen stehen jedoch unter Genehmi-
gungsvorbehalt. Bei Ratenpausen darf die Maximaldauer der Beitragszahlung von 30 Jahren 
(§ 2 Abs. 3 Satz 4 Hessenkassegesetz) nicht überschritten werden. Die Zahlung des kommu-
nalen Eigenanteils an das Land soll übrigens im Wege der Verrechnung mit Zahlungen des 
Landes an die Kommunen (insbesondere: Schlüsselzuweisungen) erfolgen (§ 2 Abs. 3 Satz 5 
Hessenkassegesetz). 

Sofern eine Kommune die Verpflichtungen verletzt, zu dessen Einhaltung sie sich im Rahmen 
der Antragsstellung auf die Kassenkreditentschuldung über die Hessenkasse nach Maßgabe 
von § 2 Abs. 2 und 3 Hessenkassegesetz verpflichtet hat (Ausgleich des Ergebnis- und Fi-
nanzhaushaltes in Planung und Rechnung ab dem Jahr 2019; Einhaltung der Vorgaben zu 
den Liquiditätskrediten nach § 105 HGO n.F.; Erbringung des jährlichen Eigenanteils in Höhe 
von 25 Euro je Einwohner) behält sich das HMdF vor, den jährlichen Eigenanteil der Kommu-
ne auf bis zu 50 Euro je Einwohner zu erhöhen. 

Darüber hinaus werden mit dem Artikelgesetz zur Hessenkasse im Weg von Änderungen des 
Gemeindehaushaltsrechts neue Pflichten für die hessischen Kommunen kodifiziert und die 
Folgen von Verletzungen dieser Pflichten geregelt (siehe nachstehender Abschnitt). 

Bereits bei der Ankündigung des Hessenkasse-Programms im Sommer 2017 haben die betei-
ligten Ministerien als "Gegengeschäft" zur Kassenkreditentschuldung diverse Verschärfungen 
der Vorschriften im Gemeindehaushaltsrecht angekündigt. In diesem Sinne sollen mit dem 
Artikelgesetz zur Hessenkasse mit Wirkung ab dem Jahr 2019 (vgl. Artikel 8) die nachstehen-
den Änderungen in der HGO vorgenommen werden: 

• Festlegung, dass der Haushalt künftig in Planung und Rechnung ausgeglichen werden 
soll (§ 92 Abs. 4 HGO). 

• Ausgleich des Finanzhaushaltes bzw. der Finanzrechnung: Darstellung der Verpflich-
tung zur Erwirtschaftung der ordentlichen Tilgung der Investitionskredite aus der "lau-
fenden Verwaltungstätigkeit" jetzt in der HGO (bisher "nur" in der GemHVO; § 3 Abs. 
3) sowie Neuaufnahme der Verpflichtung, auch die kommunalen Eigenanteile zur Hes-
senkasse zu erwirtschaften (§ 92 Abs. 5 Nr. 2 und 6 Nr. 2 HGO). 
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• Einführung eines Überschuldungsverbots für die Kommunen (§ 92 Abs. 7 HGO). 

• Das Haushaltssicherungskonzept wird aus § 92 HGO herausgelöst und erhält mit § 92a 
eine eigene Vorschrift. Es bedarf künftig der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

• Die Haushaltssatzung soll künftig auch die Festsetzung des Stellenplans und - sofern 
erforderlich - des Haushaltssicherungskonzepts enthalten (§ 94 Abs. 2 HGO). 

• § 97 Abs. 5 HGO wird dahingehend ergänzt, dass Haushaltssatzungen, die keine ge-
nehmigungsbedürftigen Teile enthalten, erst öffentlich bekannt gemacht werden dür-
fen, wenn die Aufsichtsbehörde innerhalb eines Monats nach Vorlage keine Bedenken 
wegen Rechtsverletzung erhebt. 

• § 97a HGO wird neu eingefügt und fasst die Genehmigungstatbestände für die Haus-
haltssatzung zusammen. Zu den bereits bestehenden Genehmigungstatbeständen 
kommen Abweichungen von der Vorgabe zum Ausgleich des Ergebnis- und Finanz-
haushalts nach § 92 Abs. 5 HGO und - sofern erforderlich - das Haushaltssicherungs-
konzept nach § 92 a HGO neu hinzu. 

• In § 105 werden die Kassenkredite in Liquiditätskredite umbenannt. Die Liquiditäts-
kredite sollen vor Jahresende zurückgeführt werden. Im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens soll eine "dokumentierte Liquiditätsplanung" vorgelegt werden. 

• § 106 Abs. 1 HGO schreibt die Vorhaltung einer Liquiditätsreserve von mindestens 2 
Prozent der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit nach dem Durchschnitt 
der letzten drei Jahre vor (Bsp. Stadt Bad Karlshafen ~ 157.000 Euro). 

• Der Jahresabschluss ist künftig zwingend der Aufsichtsbehörde vorzulegen (§ 112 Abs. 
10 HGO). 

• Die Haushaltsgenehmigung nach § 97 a darf nur erteilt werden bzw. genehmigungs-
freie Haushaltssatzungen dürfen nur bekannt gemacht werden, wenn der Jahresab-
schluss (des Vorvorjahrs) vorgelegt wurde (§ 112 Abs. 10 HGO, § 143 Abs. 1 HGO). 

• Die Aufsichtsbehörde kann künftig direkt Aufgaben auf das Rechnungsprüfungsamt 
übertragen (§ 131 Abs. 2 HGO). 

Eine Synopse zu den beabsichtigten Änderungen der HGO ist in Anlage 4 beigefügt. 

Die Änderungen der GemHVO umfassen in erster Linie die Neuaufnahme der Verpflichtung, 
den jährlichen Eigenanteil zur Hessenkasse im Finanzhaushalt und Finanzrechnung darzustel-
len und zu erwirtschaften (§ 3 und § 47 GemHVO). Darüber hinaus wird den Kommunen in § 
25 Abs. 3 GemHVO letztmalig eingeräumt, eventuell vorhandene bzw. vorgetragene Fehlbe-
träge im ordentlichen Ergebnis bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 2018 mit dem Ei-
genkapital zu verrechnen. 

Für die finanzwirtschaftliche Abwicklung der Hessenkasse richtet das Land ein Sondervermö-
gen ein, das vom HMdF unter Hinzuziehung der WIBank verwaltet wird (§ 1 i.V.m. § 4 Abs. 1 
Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens "Hessenkasse"). Nach den Informationen des 
Landes müssen zur Refinanzierung des vorgenannten Sondervermögens jährlich rund 300 
Mio. Euro bereitgestellt werden, davon 100 Mio. über die kommunalen Eigenanteile von 25 
Euro je Einwohner und die verbleibenden 200 Mio. aus dem Landeshaushalt. 

Der jährlich zu erbringende Landesanteil für die Hessenkasse von 200 Mio. Euro wird aus den 
nachstehend genannten Finanzierungsquellen gespeist: 
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• 59 Mio. Euro aus dem hessischen Anteil der so genannten "Ländermilliarde" im Zu-
sammenhang mit dem 5-Mrd-Euro Entlastungspaket des Bundes für die Kommunal-
haushalte (erhöhter Umsatzsteueranteil der Länder, der an die Kommunen weiterge-
reicht werden soll). 

• 60 Mio. Euro aus einer Gewerbesteuerumlage von den Städten und Gemeinden (vgl. 
Artikel 3 HessenkasseG; Hessenkasseumlagengesetz) als Nachfolgeregelung für die 
erhöhte Gewerbesteuerumlage zur Mitfinanzierung des "Fonds Deutsche Einheit", der 
voraussichtlich Ende 2018 ausfinanziert ist. 

• 20 Mio. Euro aus dem Landesausgleichsstock und damit aus dem Kommunalen Fi-
nanzausgleich (§ 58 Finanzausgleichsgesetz). 

• 61 Mio. Euro aus originären Landesmitteln. 

In den o.g. Landesanteil von 200 Mio. Euro wurden somit Mittel in einem Umfang von 139 
Mio. Euro eingerechnet, die ohnehin an die kommunale Familie ausgekehrt werden müssen. 
Unter Einbezug des direkt aus den kommunalen Haushalten zu erbringenden Eigenanteils 
von 25 Euro je Einwohner mit einem jährlichen Volumen von landesweit 100 Mio. Euro, liegt 
der tatsächliche Anteil der kommunalen Familie an dem Entschuldungsprogramm bei rund 80 
Prozent (239 von 300 Mio. Euro pro Jahr). 

Die Teilnahme an der Hessenkasse ist freiwillig und bedarf entsprechender Beschlussfassun-
gen der kommunalen Vertretungskörperschaft (siehe oben). Sofern eine dem Grunde nach 
anspruchsberechtigte Kommune die Teilnahme an dem Programm ablehnt bzw. nicht be-
schließt, könnten ab dem Jahr 2019 die o.g. Pflichten aus der geänderten Fassung der HGO 
verletzt werden: 

• kein Ausgleich des Ergebnishaushalts nach § 92 Abs. 4 HGO n.F. bzw. der Ergebnis-
rechnung nach § 92 Abs. 5 HGO n.F., da hier auch die Summe der vorgetragenen Jah-
resfehlbeträge einzubeziehen ist. 

• Verletzung des Überschuldungsverbots nach § 92 Abs. 7 HGO n.F.. 

• keine Rückführung des Liquiditätskredits nach § 105 Abs. 1 Satz 3 HGO n.F.. 

Die Abweichung von den Vorgaben zum Haushaltsausgleich in der Planung müsste von der 
Aufsichtsbehörde genehmigt werden. Außerdem wäre gemäß § 92a Abs. 1 Nr. 1 HGO n.F. 
ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen, in dem verbindliche Festlegungen über Konso-
lidierungsmaßnahmen und -zeitraum zu treffen sind (§ 92a Abs. 2 HGO n.F.), welche ihrer-
seits auch in die Haushaltssatzung aufgenommen und von der Aufsichtsbehörde bei einem 
Konsolidierungszeitraum von mehr als zwei Jahren im Einvernehmen mit dem HMdIS - ge-
nehmigt werden müssen (§ 92a Abs. 3 i.V.m. § 97a Nr. 2 HGO n.F.). 

Es ist davon auszugehen, dass die Stadt Bad Karlshafen im Falle einer Nichtteilnahme an der 
Hessenkasse mit allen aufsichtsbehördlich (neu) zur Verfügung stehenden Mitteln dazu an-
gehalten würde, ihren Kassenkreditbestand aus eigener Kraft zurückzuführen und die ggf. 
dafür erforderlichen Konsolidierungsmaßnahmen nachweislich umzusetzen. 

Ohne grundsätzliche Fragen der verfassungsrechtlich garantierten kommunalen Selbstverwal-
tung aufzuwerfen, ist somit eine Nichtteilnahme an der Hessenkasse zwar theoretisch mög-
lich, faktisch jedoch nicht. Aus Sicht der Verwaltung wäre eine Nichtteilnahme aus wirtschaft-
licher Sicht auch nicht sinnvoll. 

Der vorstehende Sachverhalt wurde unter Verwendung einer Sitzungsvorlage des Kreisaus-
schusses/Kreistages des Landkreises Kassel erstellt. 



Seite 7 von 7 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, den folgenden Beschluss zu fassen: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Karlshafen beschließt, das Angebot des 
Landes zur Kassenkreditentschuldung nach dem Ersten Teil des HESSENKASSE-Gesetzes an-
zunehmen. 

Im Rahmen des HESSENKASSE - Gesprächs mit dem Land Hessen und der Aufsicht des RP 
Kassel, wurde der Stadt Bad Karlshafen aufgrund des Konsolidierungsvertrages im Rahmen 
des Kommunalen Schutzschirms die Erwirtschaftung der Tilgung und der Beitrag zum Son-
dervermögen HESSENKASSE erst ab dem Jahr 2020 zugestanden. 

Die Stadt Bad Karlshafen verpflichtet sich, den Ergebnis- und Finanzhaushalt in Planung und 
Rechnung ab dem Jahr 2020 nach § 92 Abs. 4 bis 6 HGO auszugleichen sowie die Vorgaben 
zu den Liquiditätskrediten nach § 105 HGO zu beachten. Ab dem Haushaltsjahr 2020 werden 
die Zahlungen der ordentlichen Tilgung und der Beitrag zum Sondervermögen HESSENKASSE 
grundsätzlich aus Mitteln der laufenden Verwaltungstätigkeit erwirtschaftet und somit eine 
Fremdfinanzierung vermieden. 

Die Stadt Bad Karlshafen verpflichtet sich des Weiteren, nach Maßgabe des HESSENKASSE-
Gesetzes einen jährlichen Beitrag von 25 Euro je Einwohner an das Sondervermögen HES-
SENKASSE zu leisten. 

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat, nach Maßgabe des Vorgenann-
ten einen Antrag auf Teilnahme an dem Entschuldungsprogramm der HESSENKASSE an das 
Finanzministerium zu richten, die hierfür erforderlichen Verpflichtungserklärungen unverzüg-
lich zu übersenden und die Bestandskraft eines entsprechenden Bewilligungsbescheides 
durch Erklärung des Rechtsbehelfsverzichts unmittelbar herbeizuführen. 

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat des Weiteren, die zur Umset-
zung der Kassenkreditentschuldung erforderliche Ablösungsvereinbarung mit der Wirtschafts- 
und Infrastrukturbank Hessen (WIBank) zu schließen, in der insbesondere die zur Ablösung 
vorgesehenen Kassenkredite aufgeführt sowie die Ablösungszeitpunkte und die Ablösungs-
modalitäten geregelt und für den Fall, dass Zinsdienst- und Entschuldungshilfen beantragt 
und gewährt wurden, die Kassenkredite aufgeführt und die Zahlungen festgelegt sind. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

 
dafür:    8                                  dagegen:   -                            enthalten:    -    
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